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I n f o r m a t i o n e n  aus dem L a n d t a g  N o r d r h e i n - W e s t f a l e n ,  32. Jahrgang, 13. Wahlperiode, 9 . 1 0 . 2 0 0 1  

Kampf gegen Terror und Kriminalität 1 
Im verstärkten Kampf gegen den Terro- 
rismus soll der nordrhein-westfdlische 
Verfassungsschutz enger mit der Polizei 
zusammenarbeiten. Die Polizei des Lan- 
des soll - anders d s  bisher - verdachts- 
unabhängige Kontrollen durchführen und 

#die VideoÜberwachung an öffentlichen 
\Pl(ltzen so# erweitert werden. Der 
organisierten Kriminalitdt, die Staat und 
Gesellschaff zunehmend bedrohe, solle 
durch ein verbessertes Ausnutzen der 
vorhandenen rechtlichen Mdglichkelen 
die Existenzgrundlage temhlagen wer- 
den. Diese MBBnahmen nennen zwei An- 
träge der CDU-Fraktion (Drsn. 73/1607 
und 13/1535), die der Landtag beraten 
und elnstimmlg an den federführenden 
lnnenausschuss überwiesen hat. 

(SPD) äußerte Zweifel, ob die Vielzahl der 
Vorschläge in der Sache weiterführe. Aus 
guten Gründen sollte es bei der Trennung 
von Polizei und Verfassungsschutz bleiben, 
fand er. Es seien schon jetzt zahlreiche Maß- 
nahmen gegen Terrorismus eingeleitet wor- 
den. Was die Videoüberwachung öffentlicher 
Plätze gegen den Terrorismus ausrichten 
solle, sei ihm unklar, unterstrich Horst Engel 
von der FDP, die einen eigenen Entschlie- 
ßungsantrag (Drs. 1311657) vorgelegt habe. 
Wer über die schon erlassenen Gesetze hin- 
aus Weiteres verlange, sollte zeigen, dass 
die geforderten Neuregelungen im Kampf 
gegen das Verbrechen auch tatsächlich wir- 
ken. Die CDU sollte nicht .die Leitplanken un- 
seres liberalen Rechtsstaates marode re- 
den" und nicht weiter .rhetorjsch aufrüsten', 
mahnte Monika Düker (GRUNE). Rot-Grün 

Das Land habe in Sachen Sicherheit erhebli- 
chen Nachholbedarf, konstatierte Theodor 
Kruse (CDU). Es gehöre zu den klassischen 
Hoheitsaufgaben des Staates, die innere und 
äußere Sicherheit zu gewährleisten. ,Jm 
Rechtsstaat schuldet der Staat seinen Bür- 
gern eine ebenso effiziente wie funkti- 
onstüchtige Sicherheitsgewähr, das heißt ei- 
ne ebenso effektive wie schlagkräftige Poli- 

stelle in einem ~ntschließun~santra~ (Drs. 
1311650) dar, wie man sich entschlossen 
den Herausforderungen für die innere Si- 
cherheit zu stellen habe. lnnenrninister Dr. 
Fritz Behrens (SPD) warnte vor Maßnahmen 
aus.,parteipolitischem Kalkül". Er halte nichts 
von einem Populismus, der nur Angste in der 
Bevölkerung schüre. Die neue Dimension is- 
lamistischen Terrors sei für die ,Jandespoliti- 
sche Schaubühne" nicht geeignet, fand der 

Eln Zeichen gegen Fremdenfelndllchkelt h&?i~andtagspr&sident Ulrich Schmi~, ,,., sei- 
ner Teilnahme am Freitagsgebet im islamischen Zentrum der islamischen Gemeinde Aachen gesetzt. Vw 
den wmmmelten Gläubigen (Bild) wies Schmidt auf dle ernsthanen Integmtionsbemühungen im Lande 
hin und verurteiite mit aller Deutilchkeltkait, dass nach den T~noranschlägen hi den USA Muslime hierzu- 
lande tBtlich angegriffen oder dass ihre GeschdHe gemieden worden. W6rtllch sagte der PrBsident: .Die 
Vielieit der Menschen, die sich auch in ihren Religionen ausdnickt ist eln Geschenk und kelnaBedrohung. 
Wenn die Reliolonen dieser Weit in Achtuna zusammenstehen. dann wird der Terror keine Macht über uns - - 
gewfnnen.' Foto: Roeger 
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Haushaltslesung Seite 4 
Später als vorgesehen berät der Landtag in 
erster Lesung des Haushalts für das kom- 
mende Jahr. Konsolidierung bleibt auf der 
Tagesordnung. 

Weltkindertap, Seite 6 
Gedämpfte Freude: Der Terroranschlag 
überschattete den Weltkindertag im Lan- 
desparlament. 

Kinderrechte Seite 8 
Sachverständige plädieren einhellig für die 
Aufnahme von Kinderrechten in die Lan- 
desverfassung. 

Windkraft ~~ Seite 9 
Spannende Frage im Umweltausschuss: 
Können Windenergieanlagen konventio- 
nelle Kraftwerke ersetzen? 

Schule Seite 14 
Zweiter Teil der großen Anhörung zum The- 
ma .Selbstständige Schule". 

Wort und Widerwort 

Wie setzt die 
Agrarpolitik 
die Gewichte 

zwischen 
ökologischer und 
konventioneller 
Landwirtschaft? 

Die nach den Erfahrungen mit EISE breit 
angekündigte Agrarwende' schürt Ver- 
unsicherung: Soll die konventionelle 
Landwirtschaft zugunsten des ökolo- 
gisch ausgerichteten Landbaus an den 
Rand gedrängt werden? Noch wirtschaf- 
tet die weit überwiegende Zahl der 
Landwirte nach herkömmlichen Prinzi- 
pien, ihre Pmdukte sind im Laden güns- 
tiger zu kaufen als Lebensmittel von Bio- 
höfen - König Kunde steht vor der Ent- 
scheidung, was er vorzieht. (Seite 2) 



Wort und Widerwort 

I Von irmgam scnmioi: (sruj 

lir verfolgen das Ziel einer umweltgerechten und verbraucher 
freundltchen Landwirtschait. Dies ist ein wichtiger Beitrag ZL 
mehr Lebensqualität und zur Stärkung IandlicherRegionen 

.Von der Ladentheke her zu denken" heißt, 
das Bündnis zwischen Landwirten und Ver- 
brauchern ins Zentrum zu stellen Mehr 
Transparenz, Mhere Rechtssicherheit und 
die Ausrichtung auf natur- und gesund 
heitsgerechte Nahrungsmittel aus der Re 
gion dienen diesem Ziel. Das verlangt vor 
allen Beteiligten. diesen Reformweg mitzu. 
gehen. - %. 
Wir wollen eine Steigerung des Anteils öko 
logisch wirtschaftender Betriebe, doch dur 

fen die konventionelle Landwirtschaft und der Okolandbau nich 
gegeneinander ausgespielt werden. Beide Wirtschaftsformer 
werden sich ergänzen, beide können voneinander lernen, unc 
für landwirtschaflliche Produkte beider Wirtschaftsformen gib 
es gute Märkte. 

I Bund und Länder haben sich auf neue FOrderarundsätze zui 

Von Eckhard Uhlenberg (CDU) 
Die Entscheidung über die Zukunfi der konventionell oder alternativ be- 
triebenen Landwlrtsckatt triift der Markt. treifen tim Verbraucher. Starre 
Zielvorgaben der rot-grünen Landesregierung in NI 
Bundesregierung sind abzulehnen. 
Gerade in NRW mutet die Zielvorgabe von 20 % 
ökolandbau an wie die Quotenjagd eines schlech- 
ten Fernsehkanals: Masse stan Klasse. untere 
Schublade staii Qualität Wie sonst ist es zu erkla- 
ren. dass Rot-Grün in Düsseldorf und in Berlin 
gegenüber der EuroWischen Union (EU) bei den 
~roduktionsmethoden in der ~andwirtschaft auf 
höhere nationale Standards setzt. bei der Einfüh- 
rung eines Siegels fOr Produkte des alternativen 
Landbaus jedoch die guten und bewährten Stan- 
dards der Arbeitsgemeinschaft ökdogischer Landbiu (AGÖL) den 
wachsweichen Anforderungen der EU opfert Das ist nicht in Ordnung. 
Das ist eine schallende Ohrfeige für die Landwirte, die bisher ernsthaft 
den alternativen Landbau in Deutschland und in NRW betrieben haben. 
Nicht umsonst stehen nach einer Umfrage von Emnld über zwei Drittel 
der Verbraucher dem neuen Siegel skeptisch gegenüber. 
Die CDU ist für ein dkosieael nach den strenoen Voroahen der AGÖL 

Entwicklung des ländlichen Raums verstandigt die den Gkologi. Das Prufzeichen sollte pnv&rechtlich organi&rl und"staat1ich kontrol- 
. schen Landbau intensiver fardern als bisher und die konventio iiert sein. Die Einiuhrung eines Siegels für konventionell erzeugte Pro- 

pelle Landwirtschaft beim Umstieg auf eine artgerechte und flä dukte lehnen wir ab. ES untersteiitetne ZweiXlassen-Qesellschafi bel Le- 
chengebundene Tierhaltung unterstutzen . I bensmlneln, die es nicht gibt 50 hat beisp~elsweise auch das vom nord- 

- Letztlich werden &er die Verbraucherin- rhein-westiai~schen Verbraucherschuhmlnisle- 
nen und Verbraucher dariiber entscher: ir - - - rium mitqetrwene Lebensm~ttdmMHtoring wn 

I- den, weichen Anteil der ökologische 
Landbau an der GesamtproduMian in- 
Deutschland einnehmen wird. Von her- Wie setzt die 

Bund und  ändern wiederholt-m letz& Mal 
im Juni 2001 - festgesfeüi, dass bwentionell 
hemestellte Pmdukie auafltettv hochwefüa und 

ausra ender Bedeutung wird dabei secn,: 

I 
sccher sind. Wir woll& ~eräflzlerung~teme 

dass 8kopro0u~e auch in SupermirIden- für dle landwirtschafflidien Betriebe im Sinne 
zu angemessenen Preisen angeboten 
werden. Für Sozialdemokraten U es un-- 

Agrarpolitik die eiwr S S ~ , ,  U~ waliBbv howrtlgm Er- 
zeugung w n  Lebensmitteln. K u r  Die C W  ist 

verzichtbar, dass gesunde Nahrungmttel Gewichte gegen eine Agrarpokiik fur 5. 10 oder 20 Pro- 
aller Produktionsformen für alle zu be- zent der Landwirte Wir wollen eine Agrarpolitik, 
t t t h l h e n  Preisen verfügbar sein müssen. - die allen Betrieben Zukunfischancen bietet 

zwischen 
Von Fellx Becker (FDP) ökologis 

Die von den Landwirtschaflsministe~n in 
NRW und aui Bundesebene eingeieltete 

rafwende bedeutet Wetmewettwverzer- konventioneller 
rung und wlrd durch 
die tatsächUche W h -  
irage der Verbraucher Landwirtschaft? 
nlcht gerechffeiägt 
Die konventbnelle 
Erzeugung landwirt- 
schaftllcher Produkte 
hat in NRW eine Qualit, die keinen Grund 
bietet die ökologische Produkbn durch 
staatliche Elngrifie zu bevorzugen 
Ministerln Höhn setzt dle Gewichte einseitig 

zugunsten der dkologischen Landwirtschaft Ihr Zlel, dlessr Pmdukl 
tionsweise einen Marktanteil von 20 Prozent (aMueii etwa drel Pm- 
zent) vershfien. ist nach ~xperlenmeinung 'illusorlech. Laut einer 
Studie des Sester Fachbereichs Agrarwirtschafl der Uniwsilät 
Paderborn werden ökoprodukte perspekIivisch einen Marktanteil 
von hikhstens zehn Prozent erreichen. Sollte es durch die zaMrel- 
chen finanziellen Anreize zu einer ~beroroduktion von C)kooroduk- 
ten kommen. warden die Preise unter' Druck geraten .&J neuer 
Subvent i iedarf  entstehen. Eine einseitige &rarpanüsche Be- 
vorzugung läuA deshalb dem Zk l  zuwlder, die hxiwln8chaR au! 
Iänaere Sicht von staatlicher Unterstützuno unabhänab zu machen. 
E$ in der vergangenen Woche wwde d& EIe~ebe~,-dle von kon- 
ventioneller auf ökologische Produktiisweise UnrOlgllen, die Ver- 
doppelung der Flächenprämlen versprochen. Aii& U I w  Fälder- 
manahme belastet den Landeshaushalt mit zwei Mllonen Mark 
JAhrlich - gegenüber dem Etat der Werbekarnpa n r  der Lancbs; 
regierung tür den ökolandbau ist dies sogar n o c f h i g :  ~ u f  Acht 
Millionen Mark schiitzt Ministerbi Höhn dle Kosten. Ciese Steuergel- 
der wären sinnvoller Wr die Beseitigung von llemiehl oder die Fi- 
nanzierung der BCE-Tests elngesetzt Stattdessen aber müssen 
sich die Landwirte über unsachgembße Auflagen hn Arzneimmel- 
und Baurecht bei Schweinehaltung und Natur- und Immissions- 
schutz ärgern. 

e. ~iermehi und ~ntibiotika im Funer waien die Folgen. Wer sein 
eller zum Schlachtgewicht bringt schneller mästet kann mehr um M konnte sich In den 509r Jahren ein Industriearbeiter von seinem 

.L en ohn nur acht Eier kaufen und heute 135. der Preis dieser industri 
ten Landwirtschall ist aber hoch, wie die Lebensrnittelskandale der letzten ' Jahre zeigen. Ein Mehr an Qualität in der Landwittschafi ist nicht zum Nulita- 
rif zu haben. 
Die BSE-Krise hat unübersehbar deutlich gemacht. Die industrialisierte, an- 
onyme Massenproduküon von Nahrungsmitteln ist eine verhängnisvolle 
Sackgasse. 
Neben den kurzfristigen Maßnahmen ist es erforde~iich, unsere Landwirt- 
schallsoolitik selbSt auf den Prüfstand zu stellen. Okologischer Landbau. 
Regionaivermarkiung, die Knupfung der Agrarsubveniionei an okoiogische 
und soziale Qualitatskr~terien Dies alles ist jetzt auf der politischen Tages- i 
Ordnung 
Die Landwnrtschah der Zukunft muss verbrahcheror~enriert ~mweltireundlich 
Lind tiergerecht sein Wir slenen mit dieser Elnschatzung nicht allein Die Ge- I 

hall fordert diesen Wandel ein. Weie Landwirte beginnen urnzuae 
ich .enen anzuschließen die bereds okologischen Landbau 

drangen seit 20 Jahren aut einen grundlegenden Wande I 

Agrarpolitik. Wo Massentierhaltung und Industrialisierung zu Prinzipien e 
&i ben werden, bleiben Verbraucher- und Naturschutz auf der Strecke. 

Die Chancen für ein Umsteuern in der Agrarpolitik sind so gut wie nie. Zum 
ersten Mal haben wir mit Renale Künast und Bärbel Höhn zwei Ministerinnen, 



Arbeitsmarkt 

Ein neues Instrument zur Vermeidung von Arbe~tsiosigkeit schlugen SPD und GRUNE vor, V I Rainer Bischoff (SPD), Barbara Steffens (GRUNE), die Opposition außer- 
le  sich zustimmend, aber auch skeptisch (weiter V I) HermannJosef Arentz (CDU), Dr Ure Dreckmann (FDP) Fotos Schalte 

SPDIGRÜNE für neues Instrument der Beschäftigungspolitik 
Transfergesellschaften: Gar nicht erst arbeitslos werden 

Rainer Bischofi (SPD) erlauterte, Beschaf- 
tigtentransfer habe sich in den letzten Jah- 
ren in der betrieblichen Praxis außerordent- 
lich bewahrt Meist in grdßeren Unterneh- 
men hatten Betriebsrate und Unternehmen 
dieses Instrument besonders in Krisenzei- 
ten erfolgreich angewandt Durch den An- 
trag der SPD- und GRUNE-Fraktionen solle 
es nun zur Regelung auf dem Arbeitsmarkt 
dienen Auch konne sich jemand an die 
Transfergesellschaft wenden, der von Ar- 
beitslosigkeit bedroht sei Die Transferge- 
sellschafi vermittle gezielt neue Arbeits- 
platze, betreibe zielgerichtete Qualifizierung 
und pflege Kontakte mit Unternehmen Alle 
Beteiligten hatten Vorteile von der neuen 
Systematik, in die auch die Arbeitsamter, 
Betriebe, Existenzgrunder und Insolvenz- 
verwalter eingebunden seien 
Barbara Steffens (GRUNE) erganzte, es sol- 
le ein beschaftigungspolitisches Gesamt- 
konzept vorgelegt werden Transfergesell- 
schalten sollten den schnellen Ubergang in 
eine neue Beschaftigung ermoglichen Sie 
wurden aus Sozialplanmitteln finanziert 
Aber die Anspruche von Beschaftigten, die 

Familienministerin als 
Abgeordnete verpflichtet 

FamlIanm~n~stw~n 
Birgii Fischer (SPDJ 
isl a!.s neue Abgeord- 
nete des L andfags 
Nordfh-We8tfeIen 
verpflichtet worden. 
Die Mrnisterin 1st frlr 
die wrstorbene 
Landtagsabgeordnete 
Anetie Breltbach- 
Schwetzilose 
nachgerückt 
Foto: Schält9 

Der Landtag uberwres den Antrag von 
SPD und GRUNEN .,Arbe~tslosigke~t ver- 
hindern - Beschaftigtentransfer unter- 
stutzen" (Drs 73/1603) nach der Aus- 
sprache rn dre Ausschussbemtung (fe- 
derführend an den Ausschuss fur Ar- 
berUSozrales und mitberatend an den 
Ausschuss für Frauenpol~trk). 

ihren Arbeitsplatz verlieren, auf Auszahlung 
der ungekurzten Abfindung sollten erhalten 
bleiben Das sei fur die GRUNEN wichtig, 
damit Menschen sich auch fur andere 
Perspektiven entscheiden konnten 
Hermann-Josef Arentz (CDU) begrußte die 
Zielsetzung der Transfergesellschaften, die 
keine Beschaftigungsgesellschafien sein 
sollten Mit der Finanzierung auch aus Sozi- 
alplanmitteln solle es nicht darum gehen, ei- 
ne Geldleistung zu organisieren, sondern 
die Beschafiigungsfahigkeit des Einzelnen 
zu starken Uber den Einsatz von Landes- 
mitteln musse geredet werden Transfer- 
gesellschaften losten das Problem Arbeits- 
losigkeit nicht Aber fur jede neue Idee mus- 
se man dankbar sein Die Bundespolitik 
musse fur mehr Wirtschaftswachstum sor- 
gen Steigende Steuern und Abgaben Selen 
Gift fur den Arbeitsmarkt Die CDU halte ein 
Vorziehen der nachsten Steuerreformen fur 
dringend NRW sei das arbeitsmarktpoliti- 
sche Sorgenkind Deutschlands Bei den ak- 
tuellen Arbeitslosenzahlen konnten einem 
Tranen des Entsetzens kommen Laut West- 
LB-Studie sei bei 60 Prozent die Diskrepanz 
zwischen nachgefragter und angebotener 
Qualifikation die Ursache. 
Dr. Ute Dreckmann (FDP) stimmte dem 
Vorredner zu, das beste Mittel seien neue 
Arbeitsplatze Aber die Wirtschaft baue wei- 
ter massiv ab. Beim deutschen Einzelhan- 
del und bei Großbanken seien 45000 Stel- 
len bedroht Im Ruhrgebiet sei die Stim- 
mung der Unternehmen sehr mies In Bo- 
chum sei das gesamte Rathaus-Einkaufs- 
Zentrum leergezogen In Wattenscheid ver- 
mittle die Innenstadt das Bild eines sterben- 

den Quartiers. Jobvermittlung und Qualifi- 
zierung sei Aufgabe der Arbeitsamter, wozu 
also Transfergesellschafien, fragte die Red- 
nerin Am Zustand „Arbeitslosw anderten sie 
nichts, und altere Arbeitslose hatten auch 
bei denen keine Chance Die FDP wolle Kos- 
ten und Nutzen von Transfermaßnahmen fur 
8842 Personen in 95 Transfersesellschaf- - 
ten erfahren 
Arbeitsminister Harald Schartau (SPD) 
nannte zwei Ziele Den Leuten solle die Ar- 
beitslosigkeit erspart werden, und es solle 
der Ubergang in den ersten Arbeitsmarkt 
organisiert werden ,,Wir wollen keine Warte- 
schleifen und keine Extrarunden", sagte der 
Minister Arbeitslose verloren oft ihr Selbst- 
wertgefuhl Schon der erste Tag der Arbeits- 
losigkeit solle vermieden werden Zurzeit 
werde der Transfergedanke in zwei Modell- 
versuchen auch beim Handwerk umgesetzt 
Drittens solle es Dienstleistungseinrichtun- 
gen geben, die wie Transfergesellschaften 
organisiert wurden Der Transfer-Gedanke 
solle ein wichtiges Instrument gegen ver- 
hartete Strukturen werden Die Konjunktur 
allein beseitige die Arbeitslosigkeit nicht 
Die Politik durfe sich auch nicht uberneh- 
men Die Landesarbeitsmarktpolitik greife 
neue Initiativen auf und fuhre Modellversu- 
che durch, die bei Erfolg von der Bundesan- 
stalt fur Arbeit aufgegriffen werden mussten 
und fur die dann auch Landesmittel bereit- 
gestellt werden konnten 

Landtagsandacht 
Der Beauftragte der Evangelischen Kir- 
chen bei Landtag und Landesregierung, 
Karl-Wolfgang Brandt, sowie der Leiter 
des Katholischen Büros, Dr. Karl-Heinz 
Vogt, laden dre Abgeordneten des Land- 
tags NRW am 15. November 2001 ein: 
8.00 Uhr Parlamentsfruhstuck im Land- 
tagsresiaurant und 9 15 Uhr Landtags- 
andacht im Raum E 3 Z 03. 

Landtag intern 14/2001 



Haushalt 2002 

Verteiüiger &s ehigeschlegenen Konsoi& 
dlerun&urses (V. 1.): Ernst-MeNn Walsken, 
W z  W h n  (holde SPD), EdRh Müiler, Ewald 
Gmth (beide QRW und Finanzmlnrsfw Peer 
SieinhrUck (Sm). 

Helmut Diegel (CDU) hielt der Landesre- 
gierung vor, sie sei weder erfolgreich, noch 
spare sie, noch denke sie an die Zukunft un- 
serer Kinder: .In Wirklichkeit produzieren 
Sie weiterhin hemmungslos neue Schulden 
- übrigens auf Kosten unserer Kinder - 
und fahren somit das Land Nordrhein-West- 
falen weiter in die Pleite - auch das auf Kos- 
ten unserer Kinder.'' Die Gesamtverschul- 
dung steige a ~ f  eine neue Rekordhohe von 
89.7 Milliarden Euro. d a f ~ r  sanken d e Inves- 
titionen auf ein historisches Tief von 4.5 

solle sich bei seinen Aufgaben auf die Kern- 
kompetenzen beschränken. 

Edith Müller (GRÜNE) nannte als Ziele 
bündnisgrüner Haushaltspolitik die Finan- 
zierung der klassischen öffentlichen Aufga- 
ben wie innere Sicherheit, Ausbildung und 
Infrastruktur. Hinzu komme, dass das Land 
auch weiter sozial und ökologisch reformiert 
werden solle, und zum Dritten wolle ihre 
Fraktion mehr Handlungsspielräume für Re- 
formen schaffen, etwa in der ökologischen 
Landwirtschaft, in der alternativen Energie- 
wirtschaft oder im Bereich Arbeit und Sozia- 
les. Was die Zinsen angehe, sei an die Fest- 
legung zu erinnern, dass es keine Erhöhung 
der Neuverschuldung gebe. Vorschlägen ei- 
nes Vorziehens der nächsten Stufen der 
Steuerreform erteilte sie eine Absage. 

Strukturwandel des Landes? Er wisse nicht, 
ob es ein anderes Bundesland geschafft ha- 
be, was NRW gelungen sei. nämlich die 
Ausgaben des Landes im kommenden Jahr 
ein halbes Prozent niedriger ausfallen zu 
lassen als dieses Jahr. Bei zurückgehenden 
Steuereinnahmen und geringerer Kreditauf- 
nahme musse man in das Ausgaoengefuge 
des Haushalts einare fen. Die O ~ ~ o s ~ t i o n  
aber wolle alles: steuern senken, verschul- 
dung verringern und mehr ausgeben - das 
funktioniere nicht. 

Jürgen Möllemann, FDP-Fraktionsvorsit- 
zender, meldete viermal Fehlanzeige in der 
nordrhein-westfälischen Politik: beim Spa- 
ren bei den Personalkosten, beim Bürokra- 
tieabbau, beim Abbau von Subventionen, 
„vor allem bei der Steinkohle'' und beim 

Milliarden Euro. Zum ersten Mal gebe das Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvorsit- k u e n  finanzpolitischen Kurs für Bildung 
Land mehr Geld für Zinsen als für Investitio- zender wies auf das nach seinen Worten und Mobilität. Stattdessen: "Blutiges Sparen 
nen aus. Diegel in Richtung des Minister- ~ ~ h ~ "  hin, dass der vorliegen- im Bereich Soziales, keine Impulse für Wirt- 
präsidenten: ,Das ist nicht nur für das Land de ~ ~ ~ ~ h ~ l ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ r f  bei seiner Einbringung schafts- und Verkehrspolitik, Streichung im 
katastrophal, das ist auch eine Bank- gefunden habe: „ J ~ ~ ~ ~  rächt es sich, dass Bereich der Existenzgründungsbeihilfen 
rotterklärung für Ihre Landesregierung." Das die SPD das ~ ~ l d  lange Jahre mit vollen und halbherziges Herumdoktern in der Bil- 
Land sei finanziell ruiniert, die Reserven sei- ~ ä ~ d ~ ~  ausgegeben hat Jetzt Rot- dungspolitik." Jedes Jahr werde vom Fi- 
en verbraucht, Chancen wurden nicht ge- ~~ü~ in der schulden- und Pensionsfalle nanzminister die Haushaltskonsolidierung 
nutzt. und ist praktisch handlungsunfähig,~ ~i~ versprochen, „doch stets aufs Neue stellt 

SPD im ~~~d~ sei ,,ausgelaugt, abgewirt- sich heraus: Das Land nimmt immer mehr 
Ernst-Martin Walsken (SPD) konterte: Die führungslos, ahnungslos, bedeu- ein und gibt Jahr für Jahr immer mehr aus 
CDU habe die Chance nicht genutzt, ein Al- tungslos-, ln den letzten 30 Jahren sei nie - leider immer weniger für die Zukunft". 
ternativkonzept vorzulegen. Der vorliegen- eine ~~~k schulden netto worden 
de Haushaltsentwurf sei ein „Zwischen- klagte ~ü~~~~~~ jedes neu geborene Sylvia Löhrmann, GRUNEN-Fraktionsvor- 
schritt auf dem Weg zu einer langfristigen deskind habe Ab der ersten ~i~~~~ eine sitzende, versprach, der begonnene Kon 
HaushaltskonsolidierungY. Das könne nicht ~~~d~~~~~~~~ von 000 Eure. Es sei Hohn, solidierungskurs werde fortgesetzt und ver- 
in einem Jahr erfolgen, sondern sei ein Pro- da „, einem sparen für unsere Kinder zu stetigt. Das Land solle weiterhin hand- 
zess, bei dem man einen langen Atem ha- reden, wie die ~~~i~~~~~ es tue, Die Regie. lungsfähig bleiben: die Pensionslasten und 
ben müsse. Diese Konsolidierung führe rung investiere nicht genug, sie habe die Zinsbelastungen sollen ihm nicht die Luft 
zum ersten Mal dazu, „dass es an einigen ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ l k ~ ~ ~ ~ ~  ,,icht im Griff und trenne abschnüren. Es sei ein Bündel von Maßnah- 
Ecken quietscht", sagte Walsken unter Hin- sich ,,icht entschieden genug von staatli- men wie die bessere Bekämpfung von Steu- 
weis auf Personalabbau (im vergangenen chen Aufgaben, Haushaltsentwurf für er- und Wirtschaftskriminalität, die Entwick- 
Jahr 3 000 Stellen) - die CDU dagegen for- 2002 sei jetzt schon M~~~~~~~~ der habe ein lung ,neuer Finanzierungsinstrumente und 
dere mehr Lehrer, mehr Polizisten, mehr Loch in ~ i l l i ~ ~ d ~ ~ h ö ~ ~ ,  Die K~~~~~~~ die Uberprüfung von Förderprogrammen 
Justizbeamte. Die Koalition sei ein solider würden nausgeplündert~, ~ ~ ~ ~ h ~ l ~  sei 
Partner der Kommunen, aber die kommuna- ein ~~k~~~~~ des versagens und schei- 
le Finanzreform müsse endlich vorankom- terns, 
men, die Grenzen der Verantwortung zwi- 
schen Land und Kommunen seien klar zu Edgar Moron, SPD-Fraktionsvorsitzender, 
ziehen. sah seine Hoffnuna enttäuscht. bei der De- fl 
Angela Freimuth (FDP) beklagte die Zins- 
last des Landes, die ersticke „heute und auf 
absehbare Zeit jeglichen Handlungs- und 
Gestaltungsspielraum". Eine solche Ver- 
schuldung zu billigen, das sei „unsozial, un- 
verantwortlich und generationenfeindlich. 
Die lnvestitionsquote liege nur um knapp 0,l 
Prozent über der Zinsquote. Auch in den 
kommenden Jahren sei mit einer weiteren 
Nettoneuverschuldung zu rechnen; da sei- 
en mutige Reformen ebenso wie Sparen 
nötig. Im Interesse der nachfolgenden Ge- 
nerationen seien Kürzungen im Bibliotheks- 
bereich oder bei der Kinder- und Jugendhil- 
fe nicht nachvollziehbar. Der Rotstift sollte 
bei anderen Programmen angesetzt wer- 
den, bei den drückenden Personalkosten 
und Versorgungslasten sei über eine nach- 
haltige Lösung nachzudenken. Der Staat 

4 

bane werde man $ch über politische Diffe- 
renzen verständigen und Über die üblichen 
Unterstellungen und Beleidigungen hinaus- 
kommen. Der CDU-Oppositionsführer sei 
wieder in die alten Rituale zurückgefallen 
und habe wieder in die Mottenkiste gegrif- 
fen: .Aus meiner Sicht haben Sie eine mise- 
rable Rede zur falschen Zeit gehalten", stell- 
te Moron fest und wies das Wort von der 
,Yersündigung an unseren Kindern" ener- 
gisch als „Quatsch, Worthülsen und leeres 
Stroh zurück: Die Wirklichkeit sei ganz an- 
ders. In wichtigen Fragen sei man sich doch 
viel näher und in den Zielen einig - warum 
da eine solche Show-Veranstaltung? Wa- 
rum nicht einmal herausstellen, worin man 
einig sei im Lande, zum Beispiel bei der 
groß angelegten Integrationsoffensive, bei 
der Förderung des Mittelstands als tragen- 
der Säule auf dem Arbeitsmarkt, beim Haushalt ante porias: Landtagsmitarbeiter Peter Troifzsch 
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Haushalt 2002 

:rung oder 

gder Opposition/ 
tauf ihrem Kurs 

. I 

Y 
vorgesehen. Löhrmann: .Alles muss auf den 
Prüfsiand. aber unter dem Kriterium der 
Nachhaltigkeit, und zwar nicht nur der finan- 
ziellen, sondern auch der ökologischen und 
sozialen Nachhaltigkeit." Ein Bereich müsse 
aus der Spardebatte herausgehalten wer- 
den, die Bildung. Sie sei das zentrale Feld 
der Landespoiitik. 

Flnanzrnlnlster Peer Steinbrück (SPD) er- 
kannte in den Oppositionsbeiträgen Alige- 
meinplätze und Plattitüden, die auch durch 
Wiederholung nicht besser würden. Der 
CDU-Chef sollte bescheidener auftreten 
und nicht die Chuzpe haben, bei der Ver- 
schuldensentwicklung und Zinsbelastung 
so aufzutreten: Er sei doch als Zukunfts- 
minister Mitglied einer Bundesregierung ge- 
wesen, in deren Zeit die Verschuldung des 
Bundes um 45 Prozent gesteigert worden 
sei. Der Minister geißelte die Oppositions- 
Strategie, im Land überall von der Notwen- 
digkeit zum Sparen zu reden, wenn aber ge- 
spart werde, zu erklären, dies geschehe an 
der falschen Stelle. Andererseits verlange 
sie aus "postmoderner Beliebigkeit" Ver- 
besserungen und neue Stellen, ohne einen 
einzigen Finanzierungsvorschlag zu unter- 
breiten. „Die Landesregierung wird bei 
ihrem Konsolidierungskurs bleiben', ver- 
sprach Steinbrück. 

Ministerpräsident Woiigang Clernent 
(SPD) konstatierte: .,Diese Landesregierung 
wird ihren Kurs weitergehen. auch in 
schwierigster Zeit." Es bleibe Ziel, die Ju- 
gendarbeitslosigkeit bis 2005 auf Null zu 
bringen und die Zahl der Arbeitslosen in 
diesem Zeitraum auf unter 500000 zu ver- 
ringern. Dazu gehe man verschiedene We- 
ge; die wirkliche ökonomische Erneuerung, 
eine alle Möglichkeiten öffnende Beschäfti- 
g~ngspolitik, Ausbau der Ganztagsbetreu- 

ung von Kindern und Reform des Bildungs- 
sektors. Der lnvestitionsstau im Lande solle 
durch Vorziehen von Verkehrsinfrastruk- 
turmaßnahmen bei Straßen und Schiene - 
hier nannte der Regierungschef den ge- 
planten Metrorapid - und durch die Schul- 
pauschale in Höhe von zehn Milliarden auf- 
gehoben werden. Clement fasste zusam- 
men: Priorität hätten unverändert Beschäf- 
tigungspolitik, Gründungspolitik. Technolo- 
giepolitik, Bildungspolitik. 

Herrnann-Josef Arentz (CDU) stellte die 
sozialpolitische Verantwortung des Landes 
in Frage; Sozialpolitik werde im Zeitalter der 
Globalisierung immer wichtiger. In diesem 
Zusammenhang kritisierte er nachdrücklich, 
dass die Landesregierung den "tiefen Griff" 
in die Kasse der Stiftung Wohlfahrtspflege 
tue. Die Mittel für die Altenerholung würden 
von fünf Millionen auf Null reduziert Aus der 

Ankläger m Sachen Schu!dm und Kunun- 
gm (V./$ Hebnur olegeb Dr. Jürgen Wtlgers 
Menffed Palmen {aRe CDU), Angeh FrelmuU, 
und Dr. lngo Wolf (hakig FüPJ 

Euro zur Verfügung: .Das ist eine gute 
Nachricht für die Kommunen unseres Lan- 
des." Für die SPD habe die Steigerung der 
Schlüsselzuweisungen absoluten Vorrang; 
hier gebe es ein Plus von drei Prozent oder 
176 Millionen auf jetzt 6,05 Milliarden Euro. 
Zur Besserung der kommunalen Finanzlage 
sei strenge Ausgabendisziplin ebenso not- 
wendig wie zuverlässige Einnahmequellen. 

Dr. lngo Wolf (FDP) erinnerte daran, dass 
die kommunale Finanzierungsnot nicht über 
Nacht gekommen ist, sondern jahrelang ge- 
wachsen sei. Seit 1981 werde. ohne iemals 
die Aufwendunaen der ~ommunen für 

Förderung der komplementären ambulan- staatliche ~ufgabenerledigung zu quantifi- 
ten Dienste wolle man aussteigen. zieren, ein Steuewerbundsatz von 23 Pro- 

Horst Vöge (SPD) wies Vorschläge zu ei- 
nem Niedriglohn-Job-Sektor zurück: Das 
führe nur zu einem zweiten Arbeitsmarkt, 
der von der öffentlichen Hand mit Milliar- 
densummen finanziert werden müsse. Die 
unbestrittenen Probleme mit den Aitenhei- 
men würden angegangen, zusammen mit 
den Spitzenverbänden und den Land- 
schaftsverbänden werde man sie gemein- 
sam und nach und nach meistern. 

Gemeindefinanzierung 

Manfred Palmen (CDU) meinte. aus dem 
vorliegenden Gemeindefinanzierungsge- 
setz könne er beweisen, dass die Landesre- 
gierung zu Lasten anderer, der Gemeinden, 

Zent zu Grunde gelegt .und anschließend 
scheibchenweise bei den Kommunen im- 
mer Neues draufgepackt: Asylbewerbewer- 
sorgung, Sozialhilfe. Kindergärten'. Eine 
Neuordnung der Finanzbeziehungen zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden sei 
längst überfällig, nicht erst seit Wegbrechen 
der Gewerbesteuer. Kernpunkt der Reform 
sei dabei für ihn der Wegfall der Gewerbe- 
steuer und Ersatz durch eine höhere 
Umsatzsteuerbeteiligung und ein eigenes 
Hebesatzrecht bezogen auf die Einkom- 
mensteuer. 

Ewald Groth (GRÜNE) unterstrich, jede 
vierte Mark fließe in die Kommunen, das sei 
zusammen mit der Verbundquote von 23 
Prozent bundesweit ein Soitzenwert. Auch 
er hielt eine grundsätzliche Gemeindefi- 
nanzreform für unumgänglich. Vorbehalte 

Städteund Kreise, spare. Sie würden nicht 
in vollem Maß an der Steigerung der Ver- 
bundgrundlagen des allgemeinen Steuer- 
verbunds beteiligt, zudem werde ihnen wei- 
tere Millionen Euro entzogen, weil das Land 
Belastungen auf die Kommunen verlagere. 
Außerdem enthalte der Entwurf zahlreiche 
Kürzungen von Förderprogrammen. Die 
Folge: Zu den Altfehlbeträgen von 2,7 Milli- 

knüpfte Groth an die Erstättung der über- 
durchschnittlichen Schülerfahrtkosten, eine 
Spitzabrechnung würde ökonomisches Ver- 
halten fördern. Der Sprecher machte den 
Vorschlag, im Rahmen der Eine-Welt-Politik 
darüber nachzudenken, .ob wir nicht im 
Rahmen des GFG eine Mark pro Einwohner 
für den Dialog der Kulturen ausgeben'. 

arden Euro kämen weitere zu erwartende lnnenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) wies 
Fehlbeträae von zwei Milliarden Euro hinzu auf das deutliche Plus bei den Strukturdaten 
-„dabei ztehen die Kommunen in NRW vor des GFG hin. während der  and des haushalt 
den gleichen, wenn nicht noch schlimmer ein PlusIMinus vor sich schreibe. Der Minis- 
werdenden und kaum lösbaren Finanzpro- ter: „Das heißt, dass wir mit dem Entwurf des 
blemen wie in den vergangenen Jahren". GFG entgegen der Entwicklung des Landes- 

haushalts unserer auch rechtlichen Ver- 
Helnz Wirtz (SPD) stellte fest, das GFG ent- pflichtung, im Rahmen der Leistungsfähig- 
halte neben einigen strukturellen Anderun- keit des Landes die Kommunen bei der 
gen eine deutliche Steigerung der allgemei- Wahrnehmung ihrer Aufgaben finanziell zu 
nen und zweckgebundenen Finanzzuwei- unterstützen und sie entsorechend auszu- 

gt die BBnde des Heushaltsenhvurfs in den Plenarsaal. 
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sungen. ~ e ~ e n e b e r  2001 gebe es eine statten, weiß Gott gut nachkommen.' Die 
Steigerung um 34  Prozent oder 240 Millio- Kommunen könnten sich auf die Landes- 
nen Euro. Hinzu komme eine Nachzahlung regierung verlassen, sie hätten im Land ei- 
von 184 Millionen Euro aus der Abrechnung nen Partner, .der ihnen auch in schwierigen 
des Steue~erbunds 2001. Insgesamt stün- finanziellen Situationen das zukommen 
den den Gemeinden mehr als 7,3 Milliarden lässt, was er selbst erübrigen kann". 



Weltkindertag diesmal nil 

Schatten übl 

99 Freunde über alle Grenzen" 
Unter dem Motto "Freunde Über alle Grenzen - Für Toleranz 
und Zivilcourage" kamen am 20. September über 700 Kinder aus 
ganz Nordrhein-Westfalen zusammen. Zu Beginn des Weltkin- 
dertags steigen unter großem Jubel der Schülerinnen und 
Schüler mehrere Hundert bunte Ballons in den grauen Himmel. 
Im bis auf den letzten Platz gefüllten Plenarsaal lauschten die 
Kinder aufmerksam den Begrüßungsworten von Landtagspräsi- 
dent Ulrich Schmidt und dem Vorsitzenden des Zentralrats der 
Juden in Deutschland, Paul Spiegel. 

Neun nordrhein-westfälische Schulen präsentierten ihre Projek- 
te gegen Gewalt, Fremdenfeindlichkeit und Hass. Landtagsabge- 
ordnete und Minister, die diesmal das Rund des Plenarsaals den 
jungen Menschen überlassen hatten und stan reden einmal sel- 
ber zuhören durften, taten dies mit Ernst und Interesse. Danach 
nahmen die Kinder und Jugendlichen die Volksvertreter ins Ver- 
hör: Fragen zur Ausländerintegration, zum Rassismus und zur 
Jugend- und Schulpolitik standen dabei im Vordergrund. Mode- 
riert wurde der Aktionstag von Mlchael Thamm (WDR). 

Über der gesamten Veranstaltung schwebten die Bilder von den 
terroristischen Anschlägen in den USA. Alle hatten Verständnis 
dafür, dass das für den Nachmittag vorgesehene Musikpro- 
gramm abgesagt werden musste. Man habe in dieser traurigen 
Situation darauf verzichtet, erklärte der Landtagspräsident Aber 
das Programm werde zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt 
-,das ist versprochen". 

.,Wir schauen nicht weg, wir können und 
wollen uns an Gewail enfach nicht gew6h- 
nen! Das soll das Sianal d~eses Kinderta- 
ges sein." Er sei froh. erklärte Landtags- gegen präsident Ukich Schmidt in seiner Be- 
arüßuna der iunaen Menschen am Welt- 
Kindertag im ~arkment, dass so viele Kin- Gewalt der und Jugendliche aus dem ganzen 
Land gekommen seien, um diese Bot- 
schaft nach draußen zu senden. Er wür- geht digte alle, die die Projekte initiiert und be- 

Vor dem Hintergrund des 1 
im Landtag ihr Engagemc 

Neben der Steinbrink-Grundschule stellten 
acht weitere Schulen und soziale Ein- 
richtungen ihre Projekte vor. So sorgten 
vier junge türkischstämmige Rapper des 
Amtes für Jugendarbeit der evangelischen 
Kirche vorübergehend für Disco-Stim- 
mung. Kinder der Realschule Mettmann 
haben eine Patenschaft für ein Kind in Bra- 
silien übernommen. Südamerikanisch ge- 
prägt war das Projekt von Lippstädter 
Schülern, die ihr Schulgebäude zusam- 
men mit einem Künstler aus Nicaragua be- 
malt haben. Gesamtschüler aus schwerte 
zeigten ein Video von Aufführungen ihre. 
"Zirkus gegen Rassismus'. 

In Obwhausen haben behinderte unu 
nichtbehlnderte Kinder gemeinsam in 
mehreren WorkshoDs die temllische Kultur 
kennengelernt; zum Abschluss ihrer Prä- 
sentatlon Vu en sie ein tamilisches Kin- 
derlied vor, &undschuler aus Arnsberg- 
Hüsten betatigten sich als Nachwuchshis- 
toriker und präsentierten dem Kinderple- 
num ihr "Gedenkbuch Werner Grünwald". 
Zum Abschluss sangen die Kinder der 
Hauptschute Alte Geer aus Gevelsberg ein 
Lied aus ihrem Musical .SOS in Feuerland" 
und verteilten regenbogenfarbene Stirn- 
bänder als Symbol für kulturelle Vielfalt 
und Toleranz. 

gleitet haben: Ohne die engagierten Leh- 
rerinnen und Lehrer wären sie nicht mög- 
lich gewesen. 
„Mitmenschlichkeit. Nächstenliebe und So- 
lidarität sind unbezahlbare Werte. Sie kön- 
nen auch durch kein Gesetz erzwungen 
werden; sie müssen praktisch vorgelebt 
werden' Gerade aies werde n den Projek- 
ten deutlich. Junae Menscnen widerleaten 
damit den ~ i n d r k k ,  unsere ~esellschaft 
sei kalt, egoistisch und rücksichtslos. 
Schmidt: "Dafür danke ich euch. auch im 
Namen aller Abgeordneten dieses Parla- 
ments." 



: so unbeschwert wie früher 

* dem Lächeln 
.ors stellten junge Menschen 
gegen Gewalt und Hass vor 

Grundschüler 
arbeiten gegen 
das Vergessen 
Es steht auf einem Pult in der Aula, das 
.Stahlbuch gegen das Vergessen' in der 
Steinbrink-Grundschule im Dortmunder 
Stadteil Wickede „Stahl halt ewig, den kann 
man nicht zerreißen", sagt einer der Schu- 
lerinnen und Schuler, die das seit vier Jah- 
ren laufende Projekt irn Plenum vorstellen 
Die Jungen und MAdchen der ersten deut- 
schen Grundschule mit dem Titel ,.Schule 
ohne Rassismus" pflegen einen judischen 
Friedhof, sprechen mit Zeitzeugen und su- 
chen und dokumentieren S~uren  iudischen 
Lebens in Wickede 

Es ist still, als sie ihre Texte vortragen, die 
Geschichte von ~udischen Familien, die vor 
60 Jahren in dem Stadtteil gelebt haben - 
die Steinwegs, Cohns und die Gottschalks 
Als die Nazis zur „EndlosungV ubergingen, 
da geschah hier dasselbe wie anderswo 
„Die Wickeder haben zugesehen, wie die 
judischen Familien abgeholt wurden " In ei- 
nem von der Schulerin Jan Herrmann ver- 
fassten Gedicht auf Otto Steinweg, der 
nach Misshandlungen durch NS-Schlager 
starb. legt die Autorin dem Opfer des Mobs 

den Aufschrei in den Mund „Leben will ich, 
einfach lebenp 

Die Grundschuler geben sich mit dem Er- 
reichten nicht zufrieden, im Kampf gegen 
das Vergessen dulden sie keinen Stillstand 
Sie wollen. dass der Ort um die alte Buche 
in ihrem Stadtteil in Levi-Cohn-Platz be- 
nannt wird Sie planen ein Ehrenmal fur die 
fruheren Mitburger, das sie mit Hilfe des 
Kunstlers Markus Kiel verwirklichen wollen 
Sie laden Paul Spiegel zu sich nach Dort- 
mund ein, um am Gedenken, das sie jedes 
Jahr am 9 November aus Anlass der An- 
griffe auf die judischen Mitburger, ihre Sy- 
nagogen, Wohnungen und Geschafte ver- 
anstalten, teilzunehmen Und sie haben ei- 
ne Bitte an den Vorsitzenden Wenn Wicke- 
der Burger gegen die Namensgebung sei- 
en, ob er sie dann unterstutze? „Jau, sagt 
Paul Spiegel 

L- Ehrengast Paul Spiegel: 

Das eigene Leben als Beispiel 
Es war still im Saal, als Paul Spiegel vor so 
vielen Kindern, wie er seit seinem Amtsantritt 
als Vorsitzender des Zentralrats der Juden in 
Deutschland noch nie gesprochen hatte, ei- 
ne Geschichte erzahlte, .die den Vorteil hat. 
wahr zu sein" - die Geschichte seiner Ju- 
gend und seiner Familie Nazis vertrieben sie 
nach Belgien und ermordeten seine altere 

Schwester Mit Vater und Mutter kehrte er 
nach Kriegsende nach Warendorf zuruck, wo 
er aufwuchs und zur Schule ging 
Von seinen eigenen Erlebnissen schlug er 
den Bogen zum Terror gegen die USA .,Men- 
schen sind so vernarrt, Menschen auf diese 
Weise umzubringen" In Deutschland gebe es 
3,5 Millionen Muslime Nur eine Minderhe~t 

Für Otto 
Stein weg 

Ich habe Angst, 
etwas ~ n g s t ,  
vor dem 
Schwan 
und dem Grau. 
Doch nicht nur 
Angst ist in mir! 
Auch Wut! 
Wenig Freude 
ist bei mir. 
Leben will rch, 
einfach leben. 
Doch am 
meisten 
muss ich 
tdumen 
von dem Leben 
in mir. 

davon sei bereit zu 
Terror, die uberwie- 
gende Mehrheit 
seien friedliebende 
Menschen Den- 

C 
noch wurden sie in 
Schulen und von 
Erwachsenen an- 
gegriffen .Wir Ju- 
den wissen was es 
heißt, von Vorurtei- 
len getroffen zu 
werden", sagte 
Spiegel .Wir sind 
alle Menschen 
Aber die Mensch- 
heit muss mensch- 
lich bleiben oder 
werden - das ist 
die Lehre, die wir 
heute mitnehmen 
sollen." 




























